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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 11 AL 88/09 B 
 
L 3 AL 64/08 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 2 AL 223/06 (SG Itzehoe) 
 
 
 
………………………….. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. November 2009 durch 

die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l     sowie den Richter 

Dr.  L e i t h e r e r    und die Richterin   Dr.  R o o s   

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Schleswig-

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 19. Mai 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der allein geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätz-

lichen Bedeutung ist nicht in der durch § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ge-

botenen Weise bezeichnet. 

 

Die grundsätzliche Bedeutung einer Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) lässt sich nur dar-

legen, indem die Beschwerdebegründung ausführt, welche Rechtsfrage sich stellt, deren 

Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder 

Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren 

Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN; vgl auch BVerfG SozR 3-1500 § 160a 

Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auch auszuführen, inwiefern die Rechtsfrage 

nach dem Stand von Rechtsprechung und ggf des Schrifttums nicht ohne weiteres zu be-

antworten ist und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung der 

Rechtslage im Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Die bloße 

Behauptung der Verfassungswidrigkeit begründet keinen herabgesetzten 

Begründungsmaßstab (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; SozR 3-1500 § 160a Nr 23 

und Nr 34; auch Bundessozialgericht, Beschluss vom 5. Mai 1994 - 12 BK 38/94). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung vom 8. Juni 2009 nicht gerecht. Die 

Klägerin formuliert  zur Saisonarbeit zwar als Frage, "ob die Neufassung der Arbeitslosengeld-

regelung verfassungsrechtlich vereinbart ist" und rügt weitergehend eine Beeinträchtigung der 

Grundrechte aus Art 12, 14 und 6 Grundgesetz, des Gleichheitsgrundsatzes sowie des Sozial-

staatsprinzips. Selbst wenn sie damit eine hinreichend konkrete Rechtsfrage mit Breitenwirkung 

formuliert hätte, die einer Beantwortung durch das Revisionsgericht im Hauptsacheverfahren 

zugänglich wäre, fehlt es jedenfalls an einer ausreichenden Substantiierung des Klärungs-

bedarfs. Denn die Beschwerdebegründung setzt sich an keiner Stelle mit der Gestaltungsfrei-

heit des Gesetzgebers bei der Gewährung von Sozialleistungen und der Regelung von Über-

gangsrecht sowie der hierzu ergangenen - zum Teil auch von der Vorinstanz erwähnten - 

höchstrichterlichen Rechtsprechung auseinander. Insbesondere wird auch nicht dargelegt, von 

welcher Seite in welcher Hinsicht verfassungsrechtliche Zweifel an der Abschaffung des 

Saisonarbeitnehmerprivilegs (§ 123 Satz 1 Nr 3 Sozialgesetzbuch Drittes Buch <SGB III>) zum 

1. Januar 2004 durch das Dritte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt und der 

hierzu ergangenen Übergangsvorschrift des § 434j Abs 3 SGB III geäußert worden sind. Soweit 

sich die Klägerin in ihren Grundrechten betroffen sieht, weil die Vorinstanz die Übergangs-

regelung fehlerhaft gewertet und die konkreten Umstände des Einzelfalls nicht hinreichend ge-

würdigt habe, macht sie stattdessen die Unrichtigkeit der Entscheidung des Landessozial-

gerichts geltend, welche indes nicht Gegenstand des Nichtzulassungsbeschwerdeverfahrens ist 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; stRspr). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  
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